
Lärmaktionsplan Straßenverkehr, Stufe III 

 

Offenlage – Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange 

 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

Mit Schreiben vom 17.04.2019 wurden insgesamt 20 Behörden und sonstige Träger 

öffentlicher Belange zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 27.05.2019 aufgefordert. 

Nach Ablauf der Frist sind insgesamt 12 Stellungnahmen bei der Stadtverwaltung 

eingegangen.  

Hinweis: Aufgrund einer Umstrukturierung im Beteiligungsprozess zur Lärmaktions-

planung erfolgt keine gesonderte Stellungnahme mehr durch die Deutsche Bahn AG. 

Die Belange der Deutschen Bahn AG werden nunmehr durch die Stellungnahme des 

Eisenbahnbundesamtes vertreten. 

 

Öffentlichkeit 

Mit Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Leverkusen wurde am 18.04.2019 die 

Offenlage des Lärmaktionsplans bekanntgemacht.  Die Offenlage wurde im Zeitraum 

vom 23.04.2019 bis zum 27.05.2019 durchgeführt.  

Insgesamt gingen 13 Stellungnahmen bei der Verwaltung ein.  

 

Inhaltsverzeichnis: 

A  Äußerungen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

A 1 Stadt Monheim am Rhein 

A 2 Stadt Köln – Umwelt und Verbraucherschutzamt 

A 3  Eisenbahnbundesamt 

A 4 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Rhein-Berg 

A 5  Stadt Köln – Amt für Straßen- und Verkehrsentwicklung 

A 6 Rheinisch-Bergischer-Kreis 
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A 7 Stadt Burscheid  

A 8 Stadt Köln – Stadtplanungsamt 

A9  Industrie- und Handelskammer zu Köln 

A 10 Kreis Mettmann 

A 11 Stadt Bergisch Gladbach 

A 12 Bezirksregierung Köln 

 

B  Äußerungen der Öffentlichkeit 

B 1  vom 08.08.2018 (frühzeitige Eingabe)  

B 2  vom 15.05.2018 (frühzeitige Eingabe) 

B 3  vom 26.09.2018 (frühzeitige Eingabe) 

B 4  vom 25.04.2019 

B 5  vom 24.04.2019 

B 6  vom 25.04.2019 

B 7  vom 02.05.2019 

B 8  vom 03.05.2019 

B 9  vom 30.04.2019 

B 10  vom 28.04.2019 

B 11  vom 18.05.2019 

B 12  vom 14.05.2019 

B 13 vom 25.05.2019 
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A  Äußerungen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

A 1 Stadt Monheim am Rhein 

 

 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung 

Durch die Planung respektive Ausweisung von ruhigen Gebieten in der Stadt 

Leverkusen sind keine negativen Auswirkungen hinsichtlich einer Entwicklung der 

gewerblichen Bauflächen in der Stadt Monheim am Rhein zu erwarten. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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A 2 Stadt Köln – Umwelt und Verbraucherschutzamt 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Durch die Planung respektive Ausweisung von ruhigen Gebieten in der Stadt 

Leverkusen sind keine negativen Auswirkungen auf die Ruhigen Gebiete der Stadt Köln 

zu erwarten.  

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Keine Änderung des 

Lärmaktionsplans erforderlich. 
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A 3  Eisenbahnbundesamt 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise werden in den 

Lärmaktionsplan aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A 4 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Rhein-Berg 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Die vorgetragenen Informationen werden zur Kenntnis genommen und in den 

Lärmaktionsplan (Kapitel 5.5) aufgenommen. Im Rahmen der Ausbaumaßnahmen A1 / 

A3 im Stadtgebiet Leverkusen sind die einschlägigen Beschlüsse des Rates der Stadt 

Leverkusen vom 18.03.2016 („Bevorzugung einer Tunnellösung zwischen dem 

Autobahnkreuz Leverkusen und der Autobahnbrücke über den Rhein“) sowie vom 

18.12.2017 („ausschließliche Planung von Tunnellösungen als Vorzugsvarianten im 

Bereich der A3“) zu berücksichtigten. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise werden in den 

Lärmaktionsplan aufgenommen. 

 

 

A 5  Stadt Köln – Amt für Straßen- und Verkehrsentwicklung 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

  

A 6 Rheinisch-Bergischer-Kreis 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 7 Stadt Burscheid  

 
 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 8 Stadt Köln – Stadtplanungsamt 

 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A9  Industrie- und Handelskammer zu Köln 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Der Schwerlastverkehr wird bei allen Einzelfallprüfungen berücksichtigt. 

 

Es ist nicht davon auszugehen, dass das Ruhige Gebiet Carl-Duisburg-Park aufgrund 

seiner Festsetzung als ruhiges Gebiet einer erhöhten Frequentierung unterliegen wird. 

 

Selbst bei einer Erweiterung und Zunahme der gewerblichen Lärmimmissionen in den 

Gebieten Caracoustics International GmbH und Friedenstal sind keine Restriktionen 

durch die in der Stellungnahme genannten ruhigen Gebiete zu erwarten. Dies ist auch 

auf die Flächengröße dieser Gebiete zurückzuführen. Eine Anpassung der Ruhigen 

Gebiete wird somit nicht als erforderlich angesehen. 

 

Im Rahmen der Fortschreibung (Stufe IV) ist ggf. die Einführung einer 

Abstandsregelung zu Gewerbegebieten zu untersuchen.  

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. Keine Änderung des Lärmaktionsplans 

erforderlich. 
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A 10 Kreis Mettmann 

 
 



 Lärmaktionsplan Straßenverkehr, Stufe III                                                                                                                                    Seite 19 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A 11 Stadt Bergisch Gladbach 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Durch die Planung respektive Ausweisung von ruhigen Gebieten in der Stadt 

Leverkusen sind keine negativen Auswirkungen auf die Stadt Bergisch Gladbach zu 

erwarten. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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A 12 Bezirksregierung Köln 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Der Lärmaktionsplan der Stufe 3 für die Stadt Leverkusen bezieht sich insbesondere 

auf den Straßenverkehrslärm. Eine Beteiligung der genannten Träger wird somit als 

nicht erforderlich angesehen. Darüber hinaus wird die Deutsche Bahn über das EBA 

beteiligt.  

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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B  Äußerungen der Öffentlichkeit 

B 1 vom 09.08.2018 (vorzeitige Eingabe) 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW v. 23.06.2015: 

„Die Eingaben von B 1und B 7 betreffen das gleiche Thema und die Wohnorte liegen 

nur wenige Häuser auseinander. B 7beklagt die Rodung aller Bäume, B 1 eine starke 

Abholzung im Bereich eines Hochspannungsmasts in der Nähe der Überführung des 

Mühlenwegs über die Autobahn.  

Zutreffend ist, dass bei der angesprochenen Holzung nur die höchsten Bäume 

unterhalb der Hochspannungsleitung entfernt worden sind. Die Entfernung war aus 

Sicherheitsgründen (Gefahr der Unterschreitung des Sicherheitsabstands zu der 

Hochspannungsfreileitung) erforderlich.  

Zur Lärmsituation ist darauf hinzuweisen, dass bereits 2017 mit dem Einbau eines 

lärmarmen Fahrbahnbelags eine Pegelminderung um 2 dB realisiert worden ist. Mit 

weitergehenden Lärmschutzmaßnahmen ist in Zusammenhang mit dem geplanten 

Ausbau der A 3 zwischen der AS Opladen und der AS Leverkusen zu rechnen.  Dieser 

Ausbau erfolgt bekanntlich als dritter Abschnitt beim Autobahnausbau im Bereich 

Leverkusen.  Über den aktuellen Sachstand können sich die beiden Einwender*innen 

auf der Internetseite von strassen.nrw.de unter dem Stichwort A-bei-Lev umfangreich 

informieren.“ 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Rahmen einer Entwicklungsstudie für die Entwicklung des Europarings aus dem 

Jahr 2011 wurde für den Knotenpunkt die Umsetzung eines Kreisverkehres 

überschlägig geprüft. Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass „der Knoten 

Europaring/ Karl-Ulitzka-Straße aufgrund geringerer Verkehrsbelastung der Zuflüsse als 

zweispuriger Kreisverkehr ausgebildet werden kann“ und dabei eine bessere 

Verkehrsqualität für alle Verkehrsteilnehmer ermöglicht. Für einen möglichen Umbau 

der Kreuzung sind vertiefende Planungen vor allem bezüglich der Dimensionierung und 

der Flächenverfügbarkeit durchzuführen, da die verschiedenste Ansprüche - Rad- und 

Fußverkehr, Busverkehr inkl. Bushaltestellen sowie motorisierter Individualverkehr – 

berücksichtigt werden müssen.  

 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans erforderlich. 
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B 2 15.05.2018 (vorzeitige Eingabe) 
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Stellungnahme der Verwaltung 

B2 wurde über die bevorstehende Offenlage des Lärmaktionsplans sowie die Aufnahme 

als vorzeitige Eingabe zum Lärmaktionsplan informiert. 

 

Die Auslösewerte der Lärmaktionsplanung von 70 dB(A) 24 Std. bzw. 60 dB(A) nachts 

werden in der Heymannstraße nicht erreicht. Die Auslösewerte dienen dazu, 

Handlungsschwerpunkte bzw. Lärmbrennpunkte aus dem untersuchten Straßennetz 

herauszufiltern. Für die Heymannstraße erfolgt somit keine Maßnahmenplanung. 

 

Seitens der Verkehrsüberwachung werden regelmäßig Geschwindigkeitskontrollen in 

der Heymannstraße durchgeführt. Das bei den Überwachungsmaßnahmen ermittelte 

Geschwindigkeitsniveau und die Anzahl der festgestellten Geschwindigkeitsverstöße 

sind jedoch nicht besonders auffällig. 

 

Des Weiteren wird in regelmäßigen Abständen eine sog. Geschwindigkeitsanzeigetafel 

angebracht. Das Gerät zeigt dem Verkehrsteilnehmer die tatsächlich gefahrene 

Geschwindigkeit an und soll so zur Sensibilisierung der Verkehrsteilnehmer beitragen. 

Je nach Resultat erfolgt die Einblendung eines lachenden gelben oder traurigen roten 

Smileys. 

 

In der Vergangenheit konnte durch Geschwindigkeitsprofile belegt werden, dass der 

Einsatz von Anzeigetafeln zu einer merklichen Reduzierung der gefahrenen 

Geschwindigkeiten beiträgt. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 3 26.09.2017 (vorzeitige Eingabe) 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Ein kommunales Förderprogramm für passive Schallschutzmaßnahmen besteht derzeit 

nicht. Bei anstehenden Fahrbahnsanierungen wird, je nach Belastung bzw. 

Betroffenheit der Anwohner, das Einbringen eines lärmmindernden Belags überprüft. 

Da der Willy-Brandt-Ring nicht als Lärmbrennpunkt im Lärmaktionsplan enthalten ist, 

erfolgt im Rahmen der Planung keine vertiefende Prüfung möglicher 

Schallschutzmaßnahmen für diesen Bereich. 

 

Die Verkehrsüberwachung verfügt derzeit über drei Messstellen auf dem Willy-Brandt-

Ring, welche regelmäßig, mindestens jedoch drei Mal wöchentlich, im Rahmen der 

personellen Möglichkeiten angefahren werden. 

 

Das bei den Messungen ermittelte Geschwindigkeitsniveau rechtfertigt auch weiterhin 

eine intensivierte Überwachung der vorhandenen Messstellen. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 4 vom 25.04.2019  

 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Der Lärmaktionsplan beinhaltet für den Abschnitt Lützenkirchener Straße zwischen 

Stauffenbergstraße und Görlitzer Straße bereits die Reduzierung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit von Tempo 50 auf Tempo 30.  

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Keine Änderung des Lärmaktionsplans erforderlich. 
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B 5 vom 24.04.2019  
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Stellungnahme der Verwaltung 

Begrünung der Mittelinsel des Kreisverkehrs 

Eine Begrünung der Mittelinsel des Kreisverkehrs wurde im Rahmen der Planungen 

(2016) durch den FB 67 erarbeitet. Hierbei waren die notwendig freizuhaltenden 

Sichtachsen und die vorhandenen Kanalschächte maßgebende Zwangspunkte. 

 

Geschwindigkeitsüberwachung 

Der Verkehrsüberwachung verfügt derzeit über keine Messstelle zur mobilen 

Geschwindigkeitsüberwachung auf der Kapellenstraße. 

 

Leider kann ein städtisches Messfahrzeug zur mobilen Geschwindigkeitsüberwachung 

nicht an jeder beliebigen Stelle im Stadtgebiet aufgestellt werden. Hierfür bedarf es die 

Einrichtung einer sogenannten Messstelle zur mobilen Geschwindigkeitsüberwachung. 

 

Alle Messstellen, an denen mobile Geschwindigkeitsüberwachungen seitens der 

Stadtverwaltung durchgeführt werden, durchlaufen vor der jeweiligen Freigabe ein 

ausgiebiges Prüfverfahren, das u.a. in Abstimmung mit der örtlichen Polizeibehörde 

erfolgt. Dies stellt sicher, dass sich alle eingerichteten Messstellen in Bereichen 

befinden, die mindestens ein Kriterium für eine Gefahrenstelle erfüllen. 

 

Um die gefahrenen Geschwindigkeiten und die Verkehrsbelastung zu erfassen, verfügt 

der Fachbereich Recht und Ordnung über sog. Seitenradargeräte, mit denen das 

Fahrverhalten der Verkehrsteilnehmer ermittelt werden kann.  

 

Durch den FB 30 wurde ein Geschwindigkeitsprofil für die Kapellenstraße erstellt. Das 

ermittelte Geschwindigkeitsprofil rechtfertigt nicht die Einrichtung einer mobilen 

Geschwindigkeitsüberwachung. 

 

Das Polizeipräsidium Köln teilte mit Schreiben vom 25.07.2019 mit, dass grundsätzlich 

durch die Polizei regelmäßig Verkehrskontrollen im gesamten Stadtgebiet durchgeführt 

werden. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans erforderlich. 
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B 6 vom 25.04.2019 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Nach § 3 Abs. 3 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) beträgt die innerorts zulässige 

Höchstgeschwindigkeit 50 km/h. Gemäß § 45 Abs. 1 StVO sind die 

Straßenverkehrsbehörden u.a. befugt, die Benutzung bestimmter Straßen oder 

Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs zu 

beschränken. Hierzu zählt beispielsweise auch die Anordnung von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen, welche jedoch an bestimmte Voraussetzungen 

geknüpft ist. Bei der beantragten Reduzierung auf 30 km/h ist zwischen der Anordnung 

einer Tempo 30-Zone und einer streckenbezogenen Geschwindigkeitsreduzierung auf 

Tempo 30 zu unterscheiden. 
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Tempo 30-Zone 

Nach § 45 Abs. 1c ordnen Straßenverkehrsbehörden innerhalb geschlossener 

Ortschaften in Wohngebieten und Gebieten mit hohem Fußgänger- und 

Fahrradaufkommen sowie hohem Querungsbedarf Tempo 30- Zonen im Einvernehmen 

mit der Gemeinde an. Darüber hinaus sollen sie keine Straßen umfassen, die von 

Bedeutung für den Durchgangsverkehr sind, um den Belangen des öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV) und des Wirtschaftsverkehrs, unter Berücksichtigung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung, gerecht zu werden. Tempo 30-Zonen dienen 

vorrangig dem Schutz der Wohnbevölkerung sowie der Fußgänger und Fahrradfahrer. 

Bei der Burscheider Straße handelt es sich um eine wichtige innerörtliche Straße mit 

übergeordneter Verbindungs- und Erschließungsfunktion für umliegende Straßen- und 

Siedlungsbereiche.  

Die örtlichen Gegebenheiten widersprechen demnach den rechtlichen Voraussetzungen 

für eine Tempo 30-Zone. 

Streckenbezogene Geschwindigkeitsbeschränkung auf Tempo 30 

Gemäß § 45 Abs. 9 Satz 2 StVO dürfen insbesondere Beschränkungen und Verbote 

des fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der besonderen 

örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 

Beeinträchtigung wichtiger Rechtsgüter erheblich übersteigt. Weiterhin ist die 

Geschwindigkeit innerhalb geschlossener Ortschaften im unmittelbaren Bereich von an 

Straßen gelegenen Kindergärten, allgemeinbildenden Schule, Förderschulden für 

geistig oder körperlich behinderte Menschen, Alten- und Pflegeheimen oder 

Krankenhäusern in der Regel auf Tempo 30 zu beschränken, soweit die Einrichtungen 

über einen direkten Zugang zur Straße verfügen.  

Eine solche Einrichtung besteht nicht an dem betroffenen Teilabschnitt der Burscheider 

Straße. Der angesprochene Friedhof erfüllt die notwendigen Voraussetzungen nicht, für 

die Besucher gibt es außerdem eine Querungshilfe, welche das Queren der 

Burscheider Straße erleichtert. Weiterhin ist der Straßenverlauf der Burscheider Straße 

an diesem Teilabschnitt übersichtlich und die Verkehrsregelungen sind eindeutig, so 

dass eine besondere Gefahrenlage, die eine Reduzierung der Geschwindigkeit 

erforderlich macht, nicht gegeben ist. Aufgrund der fehlenden besonderen 

Gefahrenlage im Sinne des § 45 Abs. 9 StVO ist eine Reduzierung der Geschwindigkeit 

auf 30 km/h nicht möglich.  

Eine rechtliche Ermächtigungsgrundlage zur Senkung der Höchstgeschwindigkeit zur 

Reduzierung des LKW Verkehrs existiert nicht. 

Nach Auskunft des Polizeipräsidiums Köln (Schreiben vom 25.07.2019) liegt im 

betroffenen Bereich keine Unfallhäufungsstelle vor. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 

 

 

B 7 vom 02.05.2019 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW v. 23.06.2015: 

„Die Eingaben von B 7 und B 1 betreffen das gleiche Thema und die Wohnorte liegen 

nur wenige Häuser auseinander. B 7 beklagt die Rodung aller Bäume, B 1 eine starke 

Abholzung im Bereich eines Hochspannungsmasts in der Nähe der Überführung des 

Mühlenwegs über die Autobahn.  

Zutreffend ist, dass bei der angesprochenen Holzung nur die höchsten Bäume 

unterhalb der Hochspannungsleitung entfernt worden sind. Die Entfernung war aus 

Sicherheitsgründen (Gefahr der Unterschreitung des Sicherheitsabstands zu der 

Hochspannungsfreileitung) erforderlich.  

Zur Lärmsituation ist darauf hinzuweisen, dass bereits 2017 mit dem Einbau eines 

lärmarmen Fahrbahnbelags eine Pegelminderung um 2 dB realisiert worden ist. Mit 

weitergehenden Lärmschutzmaßnahmen ist in Zusammenhang mit dem geplanten 

Ausbau der A 3 zwischen der AS Opladen und der AS Leverkusen zu rechnen.  Dieser 

Ausbau erfolgt bekanntlich als dritter Abschnitt beim Autobahnausbau im Bereich 

Leverkusen.  Über den aktuellen Sachstand können sich die beiden Einwender*innen 

auf der Internetseite von strassen.nrw.de unter dem Stichwort A-bei-Lev umfangreich 

informieren.“ 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 8 vom 03.05.2019  
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Stellungnahme der Verwaltung 

Geschwindigkeitsreduzierung 

Eine Erweiterung von Tempo 30 auf der Quettinger Straße kann seitens des 

Fachbereich 36 derzeit so nicht in Betracht gezogen werden. 

Bei der Quettinger Straße handelt es sich um eine wichtige Verbindungsstraße in 

Leverkusen. 

Gemäß § 45 Abs. 9 Satz 3 der StVO dürfen Beschränkungen und Verbote des 

fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der besonderen örtlichen 

Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 

Beeinträchtigung wichtiger Rechtsgüter (Sicherheit und Ordnung, Schutz vor Lärm und 

Abgasen) erheblich übersteigt. Hier wird vom Gesetzgeber sogar eine konkrete und 

besondere Gefahrenlage gefordert, die deutlich von anderen durchschnittlichen 

(normalen) Situationen abweicht. 

Bei der Einrichtung von Tempo 30-Streckengeboten ohne besondere Unfallschwer-

punkte ist die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung“ vom 22.05.2017, in Kraft getreten 

am 30.05.2017, hinzuzuziehen. Hiermit wurden u. a. die straßenverkehrsrechtlichen 

Voraussetzungen für eine erleichterte Anordnung von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen von Tempo 30 im Nahbereich von sozialen 

Einrichtungen wie Kindergärten, Kindertagesstätten, Alten- und Pflegehäusern etc. 

geschaffen. Solche Einrichtungen sind an der Quettinger Straße nicht unmittelbar 

vorhanden bzw. wurde für diese bereits ein Teilstück mit den angesprochenen 30 km/h 

versehen. Diese gesetzliche Grundlage kann daher nicht zur Begründung im weiteren 

Verlauf der Quettinger Straße herangezogen werden. 

Da die geplante neue Tempo 30 – Zone nur für den Nachtzeitraum vorgeschlagen wird, 

ist eine Verbindung mit der ausschließlich für den Tag-Zeitraum geltenden Anordnung 

im weiteren Verlauf der Quettinger Straße ohnehin nicht möglich.  

 

 

Geschwindigkeitsüberwachung 

Im Bereich der Quettinger Straße verfügt die Verkehrsüberwachung insgesamt über 

sechs Messstellen, welche regelmäßig im Rahmen der personellen Möglichkeiten 

angefahren werden. 

Die n Geschwindigkeitsüberschreitungen sind jedoch nicht besonders auffällig und 

rechtfertigen eine durchgehend intensivierte Überwachung der vorhandenen 

Messstellen nicht. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 9 vom 30.04.2019 
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Stellungnahme der Verwaltung 

 

Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW v. 23.06.2015: 

 

„Zu der Einwendung von B9 kann B 9 mitgeteilt werden, dass die Beobachtungen zum 

Fahrbahnbelag an die zuständige Abteilung weitergeleitet wurde, mit der Bitte um 

Stellungnahme.  

Zu dem von B 9 angesprochenen Thema „Geschwindigkeitsbegrenzung aus 

Lärmschutzgründen“ kann ich nachfolgende Hinweise geben: 

Zunächst ist davon auszugehen, dass die Bezirksregierung Köln als zuständige 

Straßenverkehrsbehörde gegenüber B 9 die Entscheidung für die Ablehnung eines 

Tempolimits ausführlich begründet hat. Ein wesentlicher Aspekt ist dabei, dass bei 

einem Lkw-Anteil von über 10 % der dominierende Verkehrslärmanteil von den Lkw 

kommt. Im betreffenden Streckenabschnitt beträgt der Lkw-Anteil gemäß der aktuellsten 

vorliegenden Verkehrszählung von 2015 im maßgebenden Nachtzeitraum 16,8 %.  

Bekanntlich erzeugt ein Lkw so viel Lärm wie 10 Pkw. Eine Reduzierung der 

Fahrgeschwindigkeit auf 100 km/h (bzw. auf 80 km/h) würde in einem solchen Fall 

keine Lärmminderung bewirken, da das Tempolimit nur Auswirkungen auf die Pkw und 

nicht auf die Lkw hätte.  



 Lärmaktionsplan Straßenverkehr, Stufe III                                                                                                                                    Seite 41 

 

B 9 sollte vollständigkeitshalber noch einmal auf diesen Sachverhalt aufmerksam 

gemacht werden. Zuständiger Ansprechpartner für ein Tempolimit bleibt jedoch die 

Bezirksregierung Köln.“ 

Eine Rückmeldung durch Straßen-NRW i.S. Fahrbahnbelag lag zum Vorlagenschluss 

nicht vor. Sobald die Rückmeldung vorliegt, wird diese dem/der Einwender*in 

unmittelbar mitgeteilt. Aufgrund der allgemeinen Zuständigkeiten ist hierdurch 

grundsätzlich keine Änderung des Lärmaktionsplans zu erwarten 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 10 vom 29.04.2019  

 

 

Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW v. 23.06.2015 

 

„Zur Einwendung von B 10 kann festgestellt werden, dass der Wohnort Sandstraße 76 

über 530 m von der Autobahn entfernt liegt und die maßgebenden Immissionswerte der 

Lärmsanierung in diesem Bereich nicht überschritten werden. 

Eine Verbesserung des Lärmschutzes an der A3 ist bereits 2018 mit dem Einbau eines 

lärmarmen Fahrbahnbelags durchgeführt worden. 

Mit einer weiteren Lärmschutzverbesserung ist in Zusammenhang mit dem im 

Bundesverkehrswegeplan 2030 enthaltenen künftigen Ausbau der A 3 zu erwarten. Bei 

der dazu erforderlichen Ausbauplanung wird der Lärmschutz nach den deutlich 
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strengeren Kriterien der sogenannten Lärmvorsorge dimensioniert werden, womit dann 

der höchstmögliche Lärmschutz verwirklicht werden kann.“ 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

 

Die Auslösewerte der Lärmaktionsplanung von 70 dB(A) 24 Std. bzw. 60 dB(A) nachts 

werden nicht erreicht. Die Auslösewerte dienen dazu, Handlungsschwerpunkte bzw. 

Lärmbrennpunkte aus dem untersuchten Straßennetz herauszufiltern. Für die 

Sandstraße erfolgt somit keine Maßnahmenplanung. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans 

 

 

 

B 11 Frau Welling vom 18.04.2019  

Frau Welling wohnt Ecke Dhünnberg / Karl-Carstens-Ring und bittet um Mitteilung, 

warum keine Maßnahmen bei in diesem Bereich geplant werden. 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Auslösewerte der Lärmaktionsplanung von 70 dB(A) 24 Std. bzw. 60 dB(A) nachts 

werden nicht erreicht. Die Auslösewerte dienen dazu, Handlungsschwerpunkte bzw. 

Lärmbrennpunkte aus dem untersuchten Straßennetz herauszufiltern. Für den Bereich 

Ecke Dhünnberg / Karl-Carstens-Ring erfolgt somit keine Maßnahmenplanung 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 12 vom 02.05.2019  

 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Gemäß § 45 Abs. 9 Satz 3 der StVO dürfen Beschränkungen und Verbote des 

fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der besonderen örtlichen 

Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 

Beeinträchtigung wichtiger Rechtsgüter (Sicherheit und Ordnung, Schutz vor Lärm und 

Abgasen) erheblich übersteigt. Hier wird vom Gesetzgeber sogar eine konkrete und 

besondere Gefahrenlage gefordert, die deutlich von anderen durchschnittlichen 

(normalen) Situationen abweicht. 



 Lärmaktionsplan Straßenverkehr, Stufe III                                                                                                                                    Seite 45 

 

Bei der Einrichtung von Tempo 30-Streckengeboten ohne besondere 

Unfallschwerpunkte ist die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der 

allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung“ vom 22.05.2017, in 

Kraft getreten am 30.05.2017, hinzuzuziehen. Hiermit wurden u. a. die 

straßenverkehrsrechtlichen Voraussetzungen für eine erleichterte Anordnung von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen von Tempo 30 im Nahbereich von sozialen 

Einrichtungen wie Kindergärten, Kindertagesstätten, Alten- und Pflegehäusern etc. 

geschaffen. Solche Einrichtungen sind an der Sandstraße nicht unmittelbar vorhanden. 

Diese gesetzliche Grundlage kann daher nicht zur Begründung hinzugezogen werden. 

Darüber hinaus werden die Auslösewerte der Lärmaktionsplanung von 70 dB(A) 24 Std. 

bzw. 60 dB(A) nachts in der Sandstraße nicht erreicht. Die Auslösewerte dienen dazu, 

Handlungsschwerpunkte bzw. Lärmbrennpunkte aus dem untersuchten Straßennetz 

herauszufiltern. Für die Sandstraße erfolgt somit keine Maßnahmenplanung 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 
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B 13 vom 02.05.2019 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Zu 1.)  

Am 06.11.2018 erfolgte eine Präsentation zum Thema ruhige Gebiete im 

Naturschutzbeirat der Stadt Leverkusen. Anwesend waren auch Vertreter der 

Umweltverbände. Im Rahmen der Sitzung wurde auf die bevorstehende Offenlage des 

Lärmaktionsplans hingewiesen. Die Öffentlichkeit wurde mittels Pressemitteilung und 

Bekanntmachung im Internet sowie im Amtsblatt der Stadt Leverkusen informiert, 

sodass auch sonstigen Initiativen die Möglichkeit zur Beteiligung eröffnet wurde. 

 

Zu 2. Und 3.) 

Oberstes Planungsziel des Lärmaktionsplans ist die Verringerung der Lärmimmissionen 

in den ermittelten Lärmbrennpunkten. Die Verstetigung des Verkehrs bzw. die 

Optimierung des Verkehrsflusses führen gleichzeitig auch zu einer Minderung der 

Lärmimmissionen. Die aufgezeigten Maßnahmen sind somit geeignet das Planungsziel 

zu erfüllen. Eine zeitliche Befristung der Maßnahmen ist nicht vorgesehen.  

 

Die Prüfung von Geschwindigkeitsreduzierungen wird im Kapitel 5.4 des 

Lärmaktionsplans durchgeführt.  

 

Zentrales Planungsinstrument für die Verkehrsvermeidung, Verkehrsverringerung und 

Verkehrsverlagerung des MIV hin zum ÖPNV respektive Fuß- und Radverkehr bildet 

das Mobilitätskonzept. Dieses befindet sich derzeit noch in der Erarbeitung. Die 

wesentlichen Erkenntnisse des Lärmaktionsplans sollen in das Mobilitätskonzept 

aufgenommen werden. Eine gesonderte Untersuchung des o.g. Sachverhalts im 

Rahmen der Lärmaktionsplanung ist somit nicht zielführend. 

 

Zu 4.)  

Für Fragen und Anregungen zum Luftreinhalteplan der Stadt Leverkusen ist die 

Bezirksregierung Köln, Dezernat 53 – Immissionsschutz, 50606 Köln (Dienstgebäude: 

Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln) zu kontaktieren. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Keine Änderung des Lärmaktionsplans. 


